
 
 
Liebe Genossinnen und Genossen,  
liebe Freunde, 
 
fast drei Wochen leben wir jetzt im so genannten Lockdown light. Die expo-
nentielle Infektionsdynamik konnte zwar aufgehalten werden, eine Abnahme 
der Neuinfektionen ist jedoch noch nicht zu verzeichnen. Wir setzen deshalb 
alles daran, dass die Risiken für die Gesundheit der Menschen und der Scha-
den für unser Land möglichst klein gehalten werden. Ein nennenswerter Teil 
der Neuinfektionen findet im Privaten statt. Bund und Länder haben sich des-
halb darauf geeinigt, die Regeln für private Zusammenkünfte zu verschärfen. 
Auf private Reisen und Feiern sollte vorerst verzichtet werden. Schulen und 
Betreuungseinrichtungen bleiben aber geöffnet – das ist für die Schülerinnen 
und Schüler wichtig, aber auch für deren Eltern. Damit das so bleibt, werden die Länder zeitnah Vorschläge 
machen, wie Ansteckungsrisiken in Schulen weiter reduziert werden können. Da ein Ende der Krise – trotz gu-
ter Nachrichten bei der Impfstoffentwicklung – noch nicht in Sicht ist und wir das Infektionsgeschehen zwin-
gend eindämmen müssen, sind Eingriffe in unsere Grundrechte zumindest in einigen Bereichen vorerst unaus-
weichlich. Umso wichtiger ist es, dass auf Initiative der SPD-Bundestagsfraktio künftig jede Schutzmaßnahme 
begründet, zeitlich befristet und jeweils durch ein Regelbeispiel im Infektionsschutzgesetz unterlegt werden 
muss. Das stellt beschlossene Maßnahmen von Bund und Ländern zudem auf eine sichere Rechtsgrundlage.  

Privat verlangen die November-Schließungen von jedem Einzelnen von uns Einiges ab. Aber auch beruflich 
sind viele Menschen betroffen. Als SPD drücken wir deshalb auf die Tube: Sowohl direkt als auch indirekt be-
troffene Unternehmen, Betriebe, Selbständige, Vereine oder 
Einrichtungen haben mit der „Novemberhilfe“ Anspruch auf 
außerordentliche Unterstützung. Zusätzlich werden mit der 
Verlängerung der schon laufenden Überbrückungshilfe durch 
den Einsatz von Bundesfinanzminister Olaf Scholz Künstlerin-
nen und Kulturschaffende gezielt unterstützt. Und damit Un-
ternehmen, Selbständige und Freiberuflerinnen und Freibe-
rufler in den kommenden Monaten finanziell nicht plötzlich 
vor einem Scherbenhaufen stehen, gibt es die Überbrü-
ckungshilfen bis Mitte 2021. Zugleich verlängern wir das be-
währte Kriseninstrument des Kurzarbeitergeldes: Bis Ende 
2021 entlasten wir so Unternehmen und erhalten Arbeits-
plätze.  

Bleibt gesund und viel Spaß beim Lesen!  
Mit herzlichen Grüßen 

 

 

Euer Johannes  

Johannes Schraps. 

 Bundestagsabgeordneter für das 
Weserbergland. 
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3. INFEKTIONSSCHUTZGESETZ  

Die vergangene Woche war auf-
grund der Abstimmung zum dritten 
Infektionsschutzgesetz im Deut-
schen Bundestag eine besondere 
Parlamentswoche. Bereits mehrere 
Tage vor der Abstimmung erreich-
ten mich etliche Schreiben dazu. 
Aus dem gesamten Bundesgebiet, 
aber auch aus meinem Wahlkreis.  

Für mich persönlich war es erschre-
ckend zu lesen, dass in einigen 
Mails Vergleiche mit dem Ermächti-
gungsgesetz der Nationalsozialisten 
gezogen wurden. Das trifft mich, 
wie wahrscheinlich jeden Sozialde-
mokraten, schwer. Zumal es 1933 
die SPD unter Führung von Otto 
Wels war, die als einzige Fraktion 
gegen Hitlers Ermächtigungsgesetz 
gestimmt hat. Wohlwissend, dass 
bereits zahlreiche Genossinnen und 
Genossen im Gefängnis saßen und 
Leib und Leben bedroht waren. 

Manche und mancher, der mich 
dieser Tage angeschrieben hat —
das  wurde in vielen Telefonaten, 
die ich diesbezüglich geführt habe 
deutlich — hat diese Erzählung ein-
fach unbedacht übernommen und 
würde Vergleiche mit einer Diktatur 
oder dem Ermächtigungsgesetz bei 
genauerem Nachdenken eher nicht 
noch einmal ziehen. Die meisten 
Menschen äußern zwar sachliche 
Kritik, nehmen aber Abstand von  
diesen kruden Vergleichen. Diejeni-
gen jedoch, die solche Erzählungen 
ganz bewusst verbreiten, höhlen 
unsere Demokratie aus. Sie miss-
brauchen Ängste von Bürgerinnen 
und Bürgern für ihre Zwecke, blo-
ckieren parlamentarische Prozesse 
und versuchen ruhige und sachliche  
Debatten über Gesetze und seine 

Änderungsanträge zu verhindern. 
Wer mich kennt, der weiß, wie sehr 
mir der konstruktive Austausch auf 
Augenhöhe am Herzen liegt. Ich 
verstehe die mit dem Gesetz und 
der aktuellen Situation verbunde-
nen Sorgen gut. Denn diese Sorgen 
habe ich manchmal auch. Meine 
Entscheidung dem Gesetz zuzustim-
men habe ich — wie jede Abstim-
mung, an der ich teilnehme — aber 
sehr gut und gewissenhaft abgewo-
gen. Dafür bin ich gewählt worden. 

Deutschland und Niedersachsen 
sind bis jetzt gut durch die Krise 
gekommen. Vor allem verglichen 
mit vielen anderen Ländern in der 
EU und der Welt. Das haben wir 
verantwortungsvollen und voraus-
schauenden politischen Entschei-
dungen zu verdanken. Sowohl der 

Bundestag als auch die Regierung 
mussten schnell agieren. Den Staat 
trifft aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG die 
Pflicht zum Schutz von Gesundheit 
und Leben. Notwendig ist aber 
auch, alle Maßnahmen kontinuier-
lich auf ihre Geeignetheit, Erforder-
lichkeit und Angemessenheit hin zu 
überprüfen. Dabei dürfen nicht nur 
gesundheitspolitische Ziele eine 
Rolle spielen, sondern auch die so-
zialen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Auswirkungen. Hierfür 
ist immer eine gesamtgesellschaftli-
che Debatte notwendig. Als Parla-
mentarier haben wir aber die 
Pflicht, die Regierung zu kontrollie-
ren und den Spielraum, innerhalb 
dessen sich die Regierung bewegen 
darf, präzise zu definieren. Genau 
diese Aufgabe haben wir mit dem 
3. Bevölkerungsschutzgesetz erfüllt.  
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BESUCH DES BAUERNHOFES SIEKMANN IN DEHRENBERG  

Da ich mir am folgenden Tag 
beim Fußball die Achillessehne 
gerissen habe, war ich ganz dar-
über hinweggekommen, von 
meinem Besuch auf dem Hof 
Siekmann in Dehrenberg zu be-
richten. Schon seit längerer Zeit 
waren mir auf dem Hamelner 
Wochenmarkt die „Eggsquisit“-

Produkte des landwirtschaftli-
chen Betriebes aus dem Flecken 
Aerzen aufgefallen. Die Einla-
dung von Arndt Siekmann auf 
seinen Hof habe ich deshalb sehr 
gerne angenommen und mir ge-
meinsam mit Aerzens Bürger-
meister Andreas Wittrock und 
den beiden SPD-Ratsmitgliedern 
Heinz-Helmuth Puls und Michael 
Schlie ein Bild vor Ort gemacht. 
Der junge Landwirt hat den Fa-
milienbetrieb nach und nach 
umgestellt und sich neben dem 
Ackerbau auf die mobile Frei-
landhaltung von Legehennen 
spezialisiert. Sie haben dabei 
deutlich mehr Platz und Auslauf 
als es in großen Legebatterien 
der Fall ist. Das Erfolgsmodell 
beschreibt Siekmann als 
„konventionell statt biologisch, 
aber dennoch sehr bedacht auf 
ökologische Aspekte". Mit dem 
Anspruch regional, möglichst 

nachhaltig und dem Tierwohl 
verpflichtend zu produzieren, 
werden die Produkte vor allem 
auf Wochenmärkten vermarktet. 
Neben den Eiern werden unter 
der Marke „Dehrenberger 
Eggsquisit“ auch Nudeln und Ei-
erliköre in verschiedenen Ge-
schmacksrichtungen angeboten. 
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BESUCH DES GEOMAR HELMHOLTZ-INSTITUTS FÜR OZEANFORSCHUNG IN KIEL  

Draußen wird es immer kühler. Da 
möchte ich uns einen Rückblick auf 
sonnigere Tage gönnen. Vor eini-
gen Wochen war ich in meiner 
Funktion als Leiter der Delegation 
des Deutschen Bundestages bei der 
Ostsee-Parlamentarierkonferenz 
(BSPC) am GEOMAR Helmholtz-
Institut für Ozeanforschung in Kiel 
zu Besuch und habe mich zur The-
matik von Munitionsaltlasten in 
Nord- und Ostsee informiert.  
 
Allein in Nord- und Ostsee liegen 
etwa 1,6 Millionen Tonnen an 
Altmunition und Sprengstoffen, die 

dort überwie-
gend nach dem 
Ende des 2. Welt-
krieges versenkt 
wurden. Immer 
wieder kommt es 
durch die Kampf-
mittel im Meer 
zu Zwischenfäl-
len. Sie werden 
an Stränden an-
geschwemmt 
und dort zu einer 
Gefahr für Urlau-
ber oder sie ha-

ben durch zufällige oder geplante 
Sprengungen Einfluss auf die Mee-
resumwelt. Im Oktober 2019 wur-
den im Anschluss an eine Kampf-
mittelsprengung in der Ostsee zahl-
reiche tote Schweinswale gefun-
den, was zurecht viele sehr kriti-
sche Medienberichte mit sich 
brachte. Doch nicht nur die Explosi-
onsgefahr, die von Altlasten aus-
geht, ist von Bedeutung. Durch Kor-
rosion gelangen giftige und krebs-
erregende Stoffe ins Meer, die das 
marine Ökosystem schwer belasten 
- und damit letztlich auf unsere Tel-
ler.  
 
Das GEOMAR-Institut ist eines der 
führenden Forschungszen-
tren zum Thema Munition im 
Meer. Bei einer Tagesaus-
fahrt mit dem Forschungs-
schiff ALKOR in das Muniti-
onsversenkungsgebiet Kol-
berger Heide in der Ostsee 
vor Kiel konnte ich gemein-
sam mit mehreren Bundes-
tagskolleginnen und –
kollegen wichtige Einblicke 
gewinnen. Schon die Suche 

und Erkennung der zum Teil wahl-
los im Meer versenkten Kampf-
mittel stellt eine besondere Heraus-
forderung dar. In den letzten Jah-
ren hat die Meeresforschung große 
Anstrengungen unternommen, um 
neue Methoden zur Erkennung und 
Beseitigung der Stoffe zu entwi-
ckeln. Da die Munition weiter kor-
rodiert je länger so im Wasser liegt, 
wird es zunehmend dringlich hier 
Lösungen zu finden. Ich setze mich 
für noch mehr politischen Rücken-
wind und ausreichende Finanzie-
rung der Projekte ein, damit unsere 
Meeresumwelt eine Zukunft hat.  
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PRESSEMITTEILUNG: JOHANNES SCHRAPS (SPD) ZUM VIZE-PRÄSIDENTEN  
DER OSTSEE-PARLAMENTARIERKONFERENZ GEWÄHLT  

 
Der heimische SPD-
Bundestagsabgeordnete leitet be-
reits seit Beginn der Legislatur die 
Delegation des Deutschen Bundes-
tages bei der Ostsee-
Parlamentarierkonferenz (BSPC). In 
dieser Funktion nahm Schraps in 
dieser Woche am digital tagenden 
Ständigen Ausschuss der Baltic Sea 
Parliamentary Conference (BSPC) 
teil. Bei dieser ersten Sitzung des 
Ständigen Ausschusses unter 
schwedischer Präsidentschaft wur-
de er vom BSPC-Präsidenten Pyry 
Niemi als einer von zwei Vize-
Präsidenten vorgeschlagen und von 
den Teilnehmern einstimmig ge-
wählt. Schweden hatte den Vorsitz 
der BSPC bei der digitalen Jahresta-
gung im August übernommen. Die 
zweite Vizepräsidentschaft liegt bei 
Litauen, deren Parlament im kom-
menden Sommer die Präsident-
schaft übernehmen wird. 
 
Nach zustimmenden Beschlüssen 
durch Bundestagspräsident 
Schäuble und den Ältestenrat über-
nimmt der Deutsche Bundestag den 
jährlich wechselnden einjährigen 
Vorsitz in der Ostsee-
Parlamentarierkonferenz im Som-
mer 2022 von Litauen und wird da-
mit unter anderem die Jahresta-
gung vom 26. bis 28. August 2023 
ausrichten. Im Vorgriff darauf wur-
de Schraps nun zum Vize-
Präsidenten gewählt. Sollte ihm im 
kommenden Jahr der erneute Ein-
zug in den Deutschen Bundestag 
gelingen, dann würde Schraps 
2022/2023 die parlamentarische 
Konferenz der Ostsee-Kooperation 
als Präsident leiten. 
 
„Ich bedanke mich herzlich für die 
Wahl zum Vize-Präsidenten dieses 

wichtigen Gremiums, das bereits 
häufig den Anstoß für konkrete Pro-
jekte interparlamentarischer Zu-
sammenarbeit gegeben hat. Ich 
freue mich über das große Vertrau-
en der Kolleginnen und Kollegen 
aus den anderen Parlamenten und 
die nun noch engere Kooperation 
mit der aktuellen Präsidentschaft. 
Gerade in schwierigen Zeiten ist 
eine Zusammenarbeit über natio-
nale Grenzen hinaus wichtig. Das 
wird auch mit Blick auf die Corona-
Situation überdeutlich. Ich will des-
halb auch zukünftig mit vielen eige-
nen Akzenten zu einem guten Aus-
tausch beitragen“, so Schraps. 
 
In der Sitzung der Ostsee-
Parlamentarier wurde zudem die 
neue Arbeitsgruppe zu Klimaschutz 
und Biodiversität konstituiert, die 
sich zwei Jahre lang mit der inter-
parlamentarischen Kooperation in 
diesen wichtigen Zukunftsfeldern 
auseinandersetzen wird. Im Ab-
schlussbericht sollen – wie bei den 
bisherigen Arbeitsgruppen der Ost-
see-Parlamentarier – die besten 
Ansätze für Gesetzgebungsverfah-
ren zum Schutz des Klimas und der 
Biodiversität zusammengefasst 

werden, damit die Parlamente 
„Best Practise-Ansätze“ austau-
schen und voneinander lernen kön-
nen. Diese Vorgehensweise hat 
schon in den verschiedensten Poli-
tikbereichen für Akzente in allen 
Mitgliedsstaaten gesorgt und zu 
einer kontinuierlichen Verbesse-
rung in der Zusammenarbeit natio-
naler und regionaler Parlamente 
gesorgt.  
 
Die Ostsee-Parlamentarier sind das 
parlamentarische Forum der Ost-
seeregion. Die Konferenz wurde 
1991 gegründet und vereinigt Ab-
geordnete aus 22 nationalen und 
regionalen Parlamenten, die das 
Ziel verfolgen, eine gemeinsame 
Identität der Ostseeregion zu för-
dern. Der Delegation des Deut-
schen Bundestages in der BSPC ge-
hören fünf Abgeordnete an. Seit 
März 2018 leitet Johannes Schraps 
die Delegation des Deutschen Bun-
destages. Im August 2020 war die 
Ostsee-Parlamentarierkonferenz 
die erste große interparlamentari-
sche Konferenz, die ihre Jahresta-
gung mit über 140 Parlamentariern 
ausschließlich digital abhielt. 
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Reform für modernes und wettbe-
werbsfähiges Sanierungs- und In-
solvenzrecht  
Der Regierungsentwurf für eine Re-
form des Sanierungs- und Insol-
venzrechts, der letzte Woche in die 
1. Lesung gegangen ist, sieht die 
Einführung eines Rechtsrahmens 
für Restrukturierungen vor, mit 
dem Insolvenzen abgewendet wer-
den können. Davon können insbe-
sondere auch Unternehmen Ge-
brauch machen, die infolge der 
Corona-Pandemie in finanzielle 
Schwierigkeiten geraten sind. Der 
Entwurf beinhaltet zugleich eine 
weitreichende Fortentwicklung des 
geltenden Sanierungs- und Insol-
venzrechts. Unternehmen sollen 
sich u.a. auf der Grundlage eines 
von Gläubigern mehrheitlich ange-
nommenen Restrukturierungsplans 
sanieren können. Ebenso soll noch 
nicht zahlungsunfähigen Unterneh-
men die Möglichkeit eingeräumt 
werden, die Verhandlungen zu dem 
Plan selbst zu führen und den Plan 
selbst zur Abstimmung zu stellen. 
Für die von der Pandemie betroffe-
nen Unternehmen werden nach 
Inkrafttreten des Gesetzes weiter-
gehende Erleichterungen ge-
schaffen: Sie unterliegen ab dem 1. 
Januar 2021 zwar wieder der Insol-
venzantragspflicht wegen Über-
schuldung. Allerdings wird der 
Überschuldungsprüfung künftig ein 
gelockerter Maßstab zugrunde ge-
legt, der auf die derzeitigen Prog-
noseunsicherheiten Rücksicht 
nimmt.  
 
Rente mit einem Klick auf einen 
Blick  
Nur wer gut informiert ist, kann 
ganz gezielt für das Alter vorsorgen. 
Mit der Digitalen Rentenübersicht 

sollen alle Bürgerinnen und Bürger 
den Stand ihrer Anwartschaften aus 
gesetzlicher, betrieblicher und pri-
vater Altersvorsorge auf einen Blick 
einsehen können. Mit einem gleich-
namigen Regierungsentwurf, den 
wir letzte Woche in 2. und 3. Le-
sung beraten haben, schaffen wir 
die Grundlage für eine digitale Ren-
tenübersicht und setzen ein Vorha-
ben aus dem Koalitionsvertrag um. 
Die technische und inhaltliche Um-
setzung wird die „Zentrale Stelle für 
die Digitale Rentenübersicht“ über-
nehmen, unter dem Dach der Deut-
schen Rentenversicherung Bund. 
Darüber hinaus modernisieren wir 
die Sozialversicherungswahlen: Eh-
renamtliche in der Sozialversiche-
rung erhalten einen ausdrücklichen 
Anspruch auf Freistellung und Fort-
bildung. Außerdem wird die Be-
schaffung von Leistungen zur medi-
zinischen Rehabilitation für die ge-
setzliche Rentenversicherung neu 
geregelt – nach den Grundsätzen 
von Transparenz, Nachvollziehbar-
keit und Diskriminierungsfreiheit. 
 
Stasiunterlagen gesichert und Om-
budsperson eingesetzt  
Die Sicherung der Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehe-
maligen DDR ist eine der zentralen 
Errungenschaften der Friedlichen 
Revolution 1989/1990. Für die dau-
erhafte Sicherung der Stasi-
Unterlagen werden mit dem Ge-
setzentwurf von CDU/CSU, SPD, 
FDP und Grüne, der in 2./3. Lesung 
beraten wird, nachhaltige Struktu-
ren geschaffen. Künftig werden 
Kompetenzen und langjährige Er-
fahrung des Stasi-Unterlagen-
Archivs und des Bundesarchivs zu-
sammengeführt und die Stasi-
Unterlagen in die Verantwortung 

des Bundesarchivs eingegliedert. 
Zudem wird es in allen ostdeut-
schen Ländern Außenstellen mit 
und ohne Archiv geben, um 
deutschlandweit eine Akteneinsicht 
zu ermöglichen. Den Belangen der 
Opfer des SED-Unrechts wird mit 
einer Ombudsperson besondere 
Aufmerksamkeit gegeben. Das Amt 
des Bundesbeauftragten wird wei-
terentwickelt zum Amt einer oder 
eines Bundesbeauftragten für die 
Opfer der SED-Diktatur beim Deut-
schen Bundestag. Mit der Anbin-
dung an den Deutschen Bundestag 
ist eine unabhängige Ansprechper-
son für die Belange und Anliegen 
der Opfer der SED-Diktatur sicher-
gestellt.  
 
Meldewesen wird bür-
ger*innenfreundlicher  
Mit dem Regierungsentwurf zur 
Änderung des Bundesmeldegeset-
zes, der in dieser Woche in 2./3. 
Lesung beraten wird, werden 
Rechtsänderungen zur Umsetzung 
des Onlinezugangsgesetzes im Mel-
dewesen vorgenommen. Gleichzei-
tig werden melderechtliche Prozes-
se verein-facht, der länderübergrei-
fende Datenabruf sowie die Daten-
qualität und -verfügbarkeit verbes-
sert. Außerdem sollen Bürgerinnen 
und Bürger erstmals ihre Daten aus 
dem Melderegister abrufen und 
weiter nutzen können. Der automa-
tisierte Datenabruf für Behörden 
wird optimiert: Datenkataloge wer-
den vereinheitlicht und zwischen 
verschiedenen Arten des Abrufs 
differenziert. Ferner soll der Um-
gang mit Auskunftsersuchen zu 
schutzbedürftigen Personen aus 
den Melde-registern verbessert 
werden, ohne das Schutzniveau für 
diese abzusenken.  

THEMENAUSBLICK BERLIN   
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PRESSEMITTEILUNG:  
GELD VON BUND UND LAND FÜR SANIERUNG DES HALLENBADES IN AERZEN 

 Der Flecken Aerzen erhält vom 
Bund und dem Land Niedersachsen 
finanzielle Unterstützung für die 
Sanierung des Hallenbades. Das 
haben die beiden SPD-Politiker Jo-
hannes Schraps und Uli Watermann 
am heutigen Freitag durch Olaf Lies 
(SPD), Niedersachsens Minister für 
Umwelt, Energie, Bauen und Klima-
schutz, erfahren. Die Baumaßnah-
me in Aerzen ist eine von insge-
samt 21 Maßnahmen, die über das 
Förderprogramm „Investitionspakt 
zur Förderung von Sportstätten“ 
durch Bundes- und Landesmittel 
finanziell unterstützt wird. Die aus-
gewählten Maßnahmen werden 
dabei mit einem Zuschuss bis zu 
einer Höhe von 90 Prozent der för-
derfähigen Gesamtkosten finanziell 
unterstützt. 
„Natürlich freue ich mich sehr, dass 
das Hallenbad in meiner Heimatge-
meinde Aerzen nun mithilfe von 
Fördermitteln des Bundes und des 
Landes Niedersachsen saniert wer-
den kann. Der Flecken Aerzen er-
hält für die Maßnahme insgesamt 
963.000 €, wobei 75 Prozent dieses 
Geldes vom Bund und 25 Prozent 
vom Land Niedersachsen bereitge-
stellt werden“, erklärt dazu der SPD
-Bundestagsabgeordnete Johannes 
Schraps. Gerade als Sportler wisse 
er um die besondere Bedeutung 
von Sporteinrichtungen für das ge-
sellschaftliche Leben und Miteinan-
der innerhalb einer Gemeinde. 
„Das gilt ausnahmslos von Jung bis 
Alt und zeigt sich doch in der aktu-
ellen Zeit mehr denn je“, ist sich 
Schraps sicher. Daher sei der Bau, 
die Instandhaltung, Sanierung und 
Erweiterung von Sporteinrichtun-
gen insgesamt, aber auch die Sanie-
rung des Hallenbads in Aerzen im 
Besonderen eine wichtige Maßnah-

me von gesamtgesellschaftlicher 
Bedeutung. Uli Watermann, SPD-
Landtagsabgeordneter und Spre-
cher der SPD-Landtagsfraktion für 
die Bereiche Inneres & Sport, zeigt 
sich ebenfalls froh über das Geld 
von Bund und Land und verweist 
insbesondere auf die damit einher-
gehende Entlastung der Kommu-
nen. „Das Land Niedersachsen un-
terstützt mit dem Geld die Kommu-
nen bei der Bewältigung solch 
wichtiger Maßnahmen. Ich weiß, 
dass die ohnehin schon schwierige 
Haushaltslage vieler Kommunen 
gerade jetzt aufgrund der teils gro-
ßen finanziellen Einbrüche durch 
die Corona-Pandemie noch gravie-
render wird. Dennoch stehen Sie zu 
allererst in der Verantwortung und 
müssen gesellschaftlich wichtige 
Aufgaben übernehmen und bewäl-
tigen. Dabei können wir sie nicht 
alleine lassen. Bund und Länder 
sind und bleiben hier in der Pflicht 
zu helfen“, betont Watermann, der 
selbst seit vielen Jahren Kommunal-
politiker ist. Wie nötig diese Unter-
stützung sei, zeige sich auch durch 
die hohe Überzeichnung des Pro-
gramms. Die beiden SPD-Politiker 
werben dennoch um Verständnis, 
dass nicht alle eingereichten Pro-

jekte gefördert werden können. 
„Wir wissen, dass es auch im Land-
kreis sicherlich etliche Projekte 
gibt, die eine finanzielle Unterstüt-
zung gebrauchen könnten“. Aber 
nicht nur die Kassen der Städte und 
Gemeinden seien leer. Auch Bun-
des- und Landeshaushalte müssten 
coronabedingt mit deutlich weniger 
(Steuer-) Einnahmen auskommen 
als noch in den Jahren zuvor. Zeit-
gleich würden die Ausgaben bei-
spielsweise für zahl- und umfang-
reiche Hilfspakte und Unterstüt-
zungsangebote aber in die Höhe 
schnellen. „Es muss daher nachvoll-
ziehbar sein, dass auch für dieses 
Programm einfach nicht alle einge-
reichten Maßnahmen unterstützen 
können. Auch wenn wir dies bedau-
ern, sind wir dennoch sicher, dass 
der Bund und das Land Niedersach-
sen sehr viel dafür tun, um die 
Kommunen zu unterstützen und 
das ist absolut richtig so“, machen 
Schraps und Watermann abschlie-
ßend deutlich.  
Der Investitionspakt zur Förderung 
von Sportstätten ist eine Ergänzung 
zur bereits bestehenden Städte-
bauförderung und umfasst in die-
sem Jahr ein Gesamtvolumen von 
16,9 Millionen Euro.  

Foto: Flecken Aerzen  
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Bund und Land fördern neue 
Laufbahn im Jahn-Stadion in 
Stadtoldendorf über das gemeinsa-
me Förderprogramm 
„Investitionspakt zur Förderung von 
Sportstätten“. Insgesamt 21 Maß-
nahmen mit Bundes- und Landes-
mitteln in Höhe von rund 16,9 Milli-
onen Euro erhalten Fördergelder. 
Sie werden bis zu einer Höhe von 
90 Prozent der förderfähigen Ge-
samtkosten unterstützt, wobei der 
Bund 75 Prozent trägt und das Land 
25 Prozent der Gelder. Auch die 
Stadt Stadtoldendorf profitiert von 
den Fördergeldern. Durch den In-
vestitionspakt stehen ihr 110.000 
Euro für die Sanierung von 
Laufbahn und Weitsprunganlage im 
Jahn-Stadion zur Verfügung. Die 
heimische Landtagsabgeordnete 
Sabine Tippelt zeigte sich hocher-
freut: „Für die Unterstützung der 
Städte und Gemeinden während 
der Corona-Pandemie ist der neue 
Investitionspakt zur Förderung von 
Sportstätten ein wichtiger Baustein. 
Mit der Förderung lassen sich not-
wendige Maßnahmen zum Erhalt 

sowie der Erweite-
rung von 
Sportstätten reali-
sieren. Auch im 
Landkreis Holz-
minden wird man 
vom Investitions-
pakt profitieren. 
Sportstätten wie 
das Jahn-Stadion 
in Stadtoldendorf 
spielen als Teil der 
sozialen Infra-
struktur eine be-
sonders wichtige 
Rolle für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt, die soziale Integration 
und die Gesundheit.“ Auch der hie-
sige Bundestagsabgeordnete Jo-
hannes Schraps (SPD) spricht von 
einem positiven Signal für den 
Sport durch den Investitionspakt. 
Gerade als Sportler weiß er um die 
besondere Bedeutung von 
Sporteinrichtungen für das gesell-
schaftliche Leben und Miteinander 
innerhalb einer Gemeinde. "Das gilt 
ausnahmslos von Jung bis Alt und 
zeigt sich doch in der aktuellen Zeit 

mehr denn je", ist sich Schraps si-
cher. Daher sei der Bau, die In-
standhaltung, Sanierung und Erwei-
terung von Sporteinrichtungen ins-
gesamt, eine wichtige Maßnahme 
von gesamtgesellschaftlicher Be-
deutung. In den vergangenen Jah-
ren hatte Schraps noch auf der al-
ten Laufbahn beim Stadtoldendor-
fer „24-Stundenlauf“ Benefizgelder 
für gute Zwecke erlaufen. Auf dem 
Bild ist er gemeinsam mit SPD-
Kreistagsmitglied Sebastian Rode zu 
sehen.  

FÖRDERUNG DER NEUEN LAUFBAHN IM JAHN-STADION IN STADTOLDENDORF  


